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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
VI/61/614 Amt f. Stadtentwicklung und 

Stadtplanung 
614/004/2020 

 

Antrag Nr. 100/2020 der Erlanger Linken; Einhaltung des Mindestabstandes beim 
Überholen von Radfahrern 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbei-
rat 

22.09.2020 Ö Empfehlung  

Umwelt-, Verkehrs- und Planungs-
ausschuss / Werkausschuss EB77 

22.09.2020 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Der Bericht der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen. 
Der Antrag Nr. 100/2020 der Erlanger Linken ist damit abschließend bearbeitet.  
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass noch keine expliziten Regelungen zu der Aufstellung des 
Z 277.1, Verbot des Überholens von einspurigen Fahrzeugen für mehrspurige Kraftfahrzeuge und 
Krafträder mit Beiwagen, existieren, da die Verwaltungsvorschriften zur StVO noch nicht ange-
passt wurden.  
Die Regelungen für die Zeichen 276/ 277 sowie die Gesetzesbegründung werden deshalb ent-
sprechend herangezogen, weshalb aber auch noch Änderungen erfolgen können.  
Ausweislich der Begründung des Gesetzentwurfes soll das Zeichen 277.1 dort angeordnet werden, 
wo dies aufgrund der besonderen örtlichen Verhältnisse aus Verkehrssicherheitsgründen erforder-
lich ist, insbesondere an besonders gefahrenträchtigen Fahrbahnabschnitten, Engstellen sowie 
Gefäll- und Steigungsstrecken. 
Nach der Verwaltungsvorschrift zur StVO sind Überholverbote nur dort anzuordnen, wo die Ge-
fährlichkeit des Überholens für den Fahrzeugführer nicht ausreichend erkennbar ist und Gefahrzei-
chen oder Richtungstafeln nicht ausreichen würden, um eine der Situation angepasste Fahrweise 
zu erreichen.  
Somit ist festzuhalten, dass in der Regel das Aufstellen des Zeichens 277.1 nicht möglich ist.  
In engen Straßen ist eine Aufstellung des Zeichens 277.1 nicht möglich, weil bereits ein gesetzli-
ches Überholverbot nach § 5 Abs. 4 StVO herrscht (aufgrund des Sicherheitsabstandes von 
1,50 m).  
Eine Wiederholung der gesetzlichen Regelungen ist jedoch unzulässig. 
 
Im Rahmen der Verkehrsschau, die ab 2021 wieder aufgenommen werden soll, werden die Stra-
ßen in Erlangen auch dahingehend geprüft, ob ein Überholverbot für einspurige Fahrzeuge not-
wendig ist. 
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2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

 
3. Prozesse und Strukturen 

(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

 
4. Klimaschutz: 

 
Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 
  ja, positiv*  
  ja, negativ*  
  nein  

 
Wenn ja, negativ: 
Bestehen alternative Handlungsoptionen? 
 

   ja*  
   nein* 

 
*Erläuterungen dazu sind in der Begründung aufzuführen.  
 
 
Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-
native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung 
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begründung zu formulieren. 

 
 
5. Ressourcen  

(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen: Antrag Nr. 100/2020 der Erlanger Linken 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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